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I. Präambel 

1. Die Sluttganer Leitsätze beruhen auf dem Grundsatzprogramm der CDU. Unsere 
Grundwerte Freiheit, Solidari tät und Gerechtigkeit fordern e ine Ordnung der Wirt­
schaft, in der sich die Menschen frei und sozial entfalten können. Der Ordnungsrah­
roen der Sozialen Marktwirtschaft erftillt diese Forderung. Die Soziale Marktwirt­
schaft ist ein wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Programm für alle, we il es Lei­
stung mit sozialer Gerechtigkeit, Wettbewerb mit Solidarität und Eigenverantwor­
tung mit sozialer Sicherheit in Einklang bringt. Die Soziale Marktwirtschaft hat ihr 
geistiges Fundament in der zum Menschenbild des Christen gehörenden Idee der 
verantworteten Freiheit. 

Die CDU, die große VOlkspartei der Bundesrepublik Deutschland, hat die Soziale 
Marktwirtschaft politisch durchgesetzt. Dies war die Voraussetzung fLir den erfolgrei· 
ehen wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutschlands. Sie hat uns einen hohen Lebens· 
standard und soziale Sicherheit gebracht, die soziale Partnerschaft gefdrdert und den 
Menschen Selbstbestimmung und eigenverantwortliches Handeln e rmöglicht. Die 
Soziale Marktwirtschaft verb indet die Vorteile einer freih eitlichen Wirtschafts· 
ordnung mit der Verpnichtung zur sozialen Gerechtigkeit. Mit der Sozialen Markt· 
wirtschaft kann das Ziel der Vollbeschäftigung am ehesten erreicht werden. 

Als e inzige Wirtschaftsordnung ist die Soziale Marktwirtschaft auch den heutigen 
und zukünftigen Herausforderungen unseres Landes gewachsen. Dazu gehören neue 
technische Möglichkeiten, Schonung der natürlichen Umwelt, neue wirtschaftliche 
und soziale Bedingungen, aber auch neue Wertorientierungen, die neue Anforderun· 
gen an die Anpassungs· und Leistungsfahigkeit der Sozialen Marktwirtschaft stellen. 
Diese Anforderungen begegnen uns im gese llschaftl ichen, wirtschaft lichen und tech· 
nischen Wandel , besonders in der Arbeitslosigkeit sowie in der Veränderung der in· 
ternationalen Wettbewerbsbedingungen und im Nord-SÜd-Gefalle. 

Auch in e iner Zeit neuer He rausforde rungen, vor denen die Bundesrepublik 
Deutschland in den 80er Jahren steht, müssen persönliche Freiheit, Gleichheit der 
Chancen, Eigentum, Wohlstand, Arbeit und sozialer F6rtschrilt fLir alle gesichert 
werden. Um diese Ziele zu e rreichen, müssen in Zukunft vor allem die grundlegen­
den ordnungspolitischen Elemente der Sozialen Marktwirtschaft wieder stärker zu r 
Geltung kommen. Dazu gehören: 

Wettbewerb und persönliches, sozialverpnichtetes Eigentum ; 
dezentrale Steuerung durch Märkte und Tarifautonomie; 
Machtkontrolle durch Gewaltenteilung und staatliche Aufsicht; 
Freiheit der Verbraucher, der Unte rnehmen und des Berufes; 
Selbständigkeit und Risikobereitschaft; 
Teilhabe des einzelnen am wirtschaftlichen, sozialen und gese llSChaftlichen Fort­
schritt. 

Die Soziale Marktwirtschaft hat den Freiheitsspielraum des einzelnen erweitert. Sie 
hat daher auch Erwartungen ausgelöst, die über den materiellen Wohlstand hinausge­
hen. Die Menschen beurteilen wirtschaftlichen Fortschritt auch danach , ob e r Raum 
läßt fLir das Empfinden , gebraUCht zu werden und eine sinnerfLi llte Aufgabe zu 
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haben, ob er mit menschenwürdigen Arbeitsplätzen und der Anerkennung persönli­
cher Leistung und Verantwortung verbunden ist. 

Die Wirtschafts- und Gesellschaftspoliti k der CDU will die Bereitschaft zu Leistung, 
Unternehmungsgeist und Risiko fördern und eine eigenverantwortliche Lebensge­
staltung nach dem Prinzip der Subsidiar ität ermöglichen. Wir wollen eine Gesell­
schaft, in der der einzelne Zuwendu ng, Vertrauen und Geborgenheit erfährt - eine 
Gesellschaft mit menschlichem Gesicht. 

11. Analyse des Wandels in Wirtschaft und Gesellschaft 

Gesellschaftlicher und technischer Wandel 

2. Wirtschaft und Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland haben sich in den 
vergangenen Jahrzehnten tiefgr'eifend verändert. Der Lebensstandard der Bürger hat 
sich gegenüber den 50er Jahren entscheidend verbessert. Das Ausbi ldungsniveau 
der Bevölkerung ist hoch entwickelt. Wohlstand ist ftir viele eine Selbstverständlich­
keit geworden. Gleichzeitig ändern immer mehr Menschen ihre Bedürfnisse und 
Werthaltungen. Schutz der Umwelt, größere Beteiligungschancen an Entscheidungs­
prozessen in Politik , Wirtschaft und Gesellschaft und erweiterte Gestaltungsspiel­
räume im Arbeitsleben erhalten ein neues Gewicht. Die Möglichkeiten zur sozialen 
und kulturellen Betätigung sowie zur individuellen Weiterbi ldung haben sich erwei­
tert. 

Während die Produktion selbst immer mehr von Masch inen übernommen wird, 
steigt die Nachfrage nach Arbeitskräften ftir Dienstleistungen. Das Ergebnis dieses 
Wandels der Arbeitsfo rmen ist nicht nur eine Erweiterung des Dienstleistungsbe­
reichs; auch innerhalb des Produktionsbereichs nimmt der Antei l solcher Arbeiten 
zu, die den Charakter von Dienstleistungen haben. 

Neue Arbeitsplätze werden vor allem im Dienst leistungssektor entstehen. Die Zahl 
der dort Beschäft igten wird zunehmen. Im Produktionssektor wird die Zahl der Be­
schäft igten eher zurückgehen. Sein Beitrag zum Bruttosozialprodukt wird jedoch 
dank der technischen Entwicklung zunehmen und daher auch künftig seine herausra­
gende wirtschaftliche Bedeutung be halten. 

3. Die Bundesrepubli k Deutschland befindet sich auf dem Weg in eine informations­
orientierte Gesellschaft, in der kreative Kenntnisse und Fert igkeiten eine größere Be­
deutung erhalten. Die neuen Technologien sind daher nicht nur Ursache des Wandels 
der Beschäftigungsformen, so ndern zugleich Anstoß ftir neue und zusätzliche Dienst­
leistungen in den Bereichen Information und Beratung, Bildung und Kultur, Freizeit 
und Sozialarbeit. Zugleich werden zusätzliche Arbeitsplätze im Natur- und Umwelt­
schutz geschaffen. A usmaß und Schnell igkeit dieser Veränderu ngen hängen aller­
dings auch davon ab, ob diese Dienst- und Serviceleistungen zu marktgerechten Prei­
sen angeboten werden. 
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4. Zu den Faktoren des gesellschaftlichen Wandels gehört auch der Wandel der Be­
völke rungsstruktur; insbesondere der Altersaufbau wird sich entscheidend verän­
dern. Dies hat für die Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik in den 80er Jah ren ganz 
andere Konsequenzen als in den 90er Jahren. Während in den 80er Jahren geburten­
starke Jahrgänge auf den Arbeitsmarkt drängen, werden hingegen in den 90er Jahren 
geburtenschwache Jahrgänge weniger Arbeit nachfragen. Der Anteil der arbe itenden 
Bevölkerung wird abnehmen, während der Anteil der Rentner stark zunehmen wird. 
Diese Veränderung der demographischen Rahmenbedingungen betrilTt alle gesetz­
lichen Alte rssicherungssysteme gleichermaßen. Deshalb müssen die notwendigen 
Anpassungen von allen Gruppen der Gesellschaft solidarisch getragen werden. 

5. In der Bundesrepublik Deutschland werden nach wie vor erstklassige technische 
Produkte hergestell t. Ebenso hat die deutsche Wirtschaft international eine führende 
Stellung im Angebot von kompletten Produktionsanlagen und damit verbundenen 
Serviceleistungen. Diese Bereiche werden auch künftig von großer wirtschaftlicher 
Bedeutung sein. Bei der Entwicklung und Anwendung von wicht igen Schlüsseltech­
niken wie in Te il bereichen der Mikroelektronik und Biotechnik besteht demgegen­
über ein Nachholbedarf. Die Zahl der deutschen Patente stagniert. Auch wegen der 
Rohstoff- und Energieabhängigkeit muß die deutsche Wirtschaft auf technolo­
gischem Gebiet an der Spitze bleiben. 

6. Als Folge sozialdemokratischer Politik in den 70er Jahren ist de r Staatsanteil am 
Bruttosozialprodukt zu stark gewachsen, haben sich die Staatsausgaben und die 
Staatsverschuldung in unvertre tbarer Weise erhöht , haben Bürokratis ierung und 
staatliche Reglementierung zugenommen. Die teilweise Lähmung der privaten Init ia­
tive in Staat und Gesellschaft , die Behinderung des wirtschaftlichen Strukturwandels, 
der Rückgang der Investitionen waren die Folgen, die die Arbeitslosigkeit mitverur­
sacht haben . 

Diese verhängnisvolle Entwicklung hat die Bundesregierung unter Führung der 
Union beendet. Die CDU wird den erfolgreich eingeschlagenen Weg der Konsolidie­
rung der Staatsfinanzen konsequent fortsetzen, da dies eine wicht ige Voraussetzung 
für die dauerhafte Gesundung der Wirtschaft ist. Weiter wird die CDU den Prinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft wieder Geltu ng verschaffen. Dadurch werden pr ivate 
Initiative , Kreat ivität und Leistungsbereitschaft der Bürger gestärkt und wird solida­
risches Handeln ermöglicht. 

Veränderung der internationalen Wettbewerbs bedingungen 

7. In keinem anderen großen Industrie land hängen so viele Arbeitsplätze von der in­
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ab, wie in de r Bundesrepublik 
Deutschland. Bei uns ist es jeder dritte Arbei tsplatz, in Japan nur jeder mnfte und in 
den USA weniger als jeder zehnte. Als exportorientiertes Industrie land hat die Bun­
desrepublik Deutschland nur dann eine Chance, den bestehenden Wohlstand zu er­
halten und die Lebensverhältn isse zu verbessern, wenn sie auch in Zukunft Spitzen­
produkte herstell t. 
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8. Unser wirtschaft licher Wohlstand hängt in der Zukunft auch davon ab, ob sich die 
Länder in der Dritten Welt wirtschaftlich zu leistungsfähigen Partnern entwicklen. 
Deshalb ist es unser Interesse, daß die Entwick lungsländer ihre Produktionskraft in­
nerhalb einer marktwirtschaftlich orientierten und sozial ausgewogenen Wirtschaft 
entfalten. In manchen Entwicklungsländern werden heute schon Produkte, mit 
denen die Industrieländer bisher führend auf dem Welt- und Binnenmarkt vertreten 
waren, bi lliger hergestellt . Die CDU begrüßt diese Fortentwicklung der internationa­
len Arbeitsteilung, weil sie dazu beiträgt, daß sich die Lände r der Dritten Welt zu lei­
stungsfahigen Handelspartnern entwickeln können. Aufgabe unserer eigenen hoch­
technisierten Industriewirtschaft ist es daher, sich diesen veränderten Wettbewerbs­
verhältnissen rechtzeitig anzupasen. Die Stärkung unserer wirtschaftlichen Lei­
stungsfahigkeit ist eine wichtige Voraussetzung, um den Ländern der Dritten Welt 
weiter helfen zu können. 

III. Perspektiven und Ziele 

9. Die mittel- und langfr istig angelegte Wirtschafts- und Gese llschaftspolitik der 
CDU orientiert sich an folgenden Zielen: 

Der nötige Freiraum, in dem sich Selbstbestimmung, Leistung und Kreativität 
ve rwirklichen können, muß rur den einzelnen und rur gesellschaftliche Gruppen 
gesichert und vergrößert werden. 

Technischer Fortschritt und Wirtschaflswachstum müssen mit dem Zie l der Er­
haltung unsere r natü rlichen Umwelt in Ein klang gebracht werden. 

Der notwendige Strukturwandel unserer Wirtschaft muß durch e ine Steigerung 
ihrer Flexibili tät und Dynamik und durch ihre e rhöhte Bereitschaft zur Einfüh­
rung neuer Produkte und e rfahren sowie neuer Formen der Organisation des Ar­
beitsmarktes angenommen und bewältigt werden. Dies sichert auch die interna­
tionale Wettbewerbsfahigke it der deutschen Wirtschaft . 

Nur mit einer Wirtschafts- und Gese llschaftspolitik , die sich an diesen Zielen orien­
tiert und fü r verläßliche und daue rhafte wirtschaftliche Rahmenbedingungen sorgt , 
können wi r die Arbe itslosigkeit überwinden, als führendes Industrie land langfri stig 
bestehen und die soziale Zukunft unseres Landes sichern . 

Leistung und Wettbewerb bestimmen die Wirtschaftspoli tik der CDU in den 80er 
Jahren. Der Erhalt unserer Umwelt, de r sparsame Umgang mit knapper werdenden 
Rohstoffen und die Schaffung neue r Arbeitsp lätze gelingen am besten durch Wettbe­
werb, weil er neue und zukunftsträCht ige Lösungen am ehesten gewährleistet. 
Grundsätzlich gibt es ke ine Wirtschaftsordnung, die Fe hlentwicklungen völl ig aus­
schließt. Allerdings ist die Soziale Marktwirtschaft das ordnungspolilische Konzept, 
das durch seine dezentra len Steuerungsmechanismen und das Leistungs- und Urte ils­
vermögen freier, ve ran twortl icher Bürger Fehlentwick lu ngen am ehesten vermeidet 
und am schnellsten korrig ie rt. 
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10. Die junge Generation braucht eine überzeugende Zukunftsperspektive. Bei 
jungen Menschen sind die negativen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit besonders 
schwerwiegend. Es bedarf daher einer außergewöhnlichen Anstrengung aller, um die 
Jugendarbeitslosigkeit in den 80er Jahren schrittweise abzubauen. Die CDU hat dazu 
im Februar 1984 ein eigenes Programm mit konk reten Verschlägen vorgeleg t. Ju­
gendarbeitslosigkeit ist ein besonders ernstzunehmendes Teilproblem der allgemei­
nen ArbeitSlosigkeit, die nur abgebaut werden kann, wenn wir die modernen 
Technologien annehmen, unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit stärken, die 
Eigenkapitalbasis unserer Unternehmen verbessern und vor allem die Fähigkeit un­
serer Wirtschaft erhöhen, auf wechselnde wirtschaftliche Daten schnell und nexibel 
zu reagieren. Wir müssen aber auch alle anderen vernünftigen Möglichkeiten 
nutzen, um Nachfrage und Angebot von A rbeitsplätzen wieder in Einklang zu brin­
gen. Die nex iblere Gestaltung der Arbeitszeit und die SchafTung von Tei lzei tarbeits­
plätzen können dazu wesentlich beitragen. 

11. Wir werden die Herausforderungen der 80er Jahre nur bestehen, wenn der soziale 
Konsens in der Bundesrepublik Deutschland erhalten bleibt. Gerade in wirtschaft lich 
schwierigen Zeiten ist dieser Konsens besonders wichtig. Wir verstehen Mitbestim­
mung als Ausdruck pannerschaftlicher Mitverantwortung. Die Tarifparteien, Ge­
werkschaften und Arbeitgeber, sind aufgefordert, sich ihrer Verantwortung gegen­
über den Interessen aller Bürger bewußt zu sein. Dies gilt auch und gerade rur die ge­
meinsame Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels. 

Den Strukturwandel annehmen und gestalten 

12. Der technische Fortschri tt ist nur auf der Grundlage einer breiten Zustimmung 
der Menschen zu verwirkl ichen. Diese Zustimmung hängt in ers ter Linie davon ab, 
daß die Technik in ihrer dienenden Funktion für die Menschen positiverfahrbar 
wird und daß sie in ihrer Anwendung, ihren Nebenwirkungen und Folgen beherrsch­
bar blei bt. 

Die CDU darf die SkepSis gegenüber technischen Entwicklungen und ihren Anwen­
dungen nicht einfach ignorieren. Wir müssen den technischen Fortschritt nicht nur 
als poli tische und wirtschaftliche, sondern auch als ethische Herausforderung begrei­
fen. Es gilt, eine Ethik der technisch-wissenschaftlichen Zivi lisa tion zu begründen , 
die uns glaubwürdige und konsensfähige Maßstäbe für unser Handeln und Entschei­
den liefert. 

N icht alles, was technisch mögliCh und ökonomisch vorteilhaft ist , ist unter humanen 
GesiChtspunkten wünschenswert. Der M ensch muß Herr der Technik bleiben. Wir 
müssen die Risiken beachten und berücksichtigen, statt sie zu dramatisieren. Die Ge­
fahren der Zukunft liegen nicht im technischen Fortschritt selbst, sondern im Unver­
mögen, den technischen Fort schritt als Chance rur den Menschen zu nutzen und 
seine Folgen politisch zu gestalten. Hierin liegt die entscheidende Herausforderung, 
der wir uns in der Bundesrepublik Deutschland stellen müssen. Die CDU tritt rur ein 
nüchternes und vorurtei lsfreies Verhältnis zur Technik ein, damit die Chancen er­
kannt und genutzt werden, die der technische Fortschritt zur Lösung ökono mischer 
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und sozialer Probleme bietet lndem der technische Fortschritt im Arbeits leben und 
in der Fre izeit ein höheres Maß an Vielra lt und individueller Selbstbestimmung er­
möglicht , trägt er zum gesellschaftlichen Fortschritt bei. Des weiteren e rmöglichen 
neue Technologien die Dezentrali sierung von Produk tion und Dienstleistungen , was 
strukturschwachen Regionen, insbesondere im ländlichen Raum, und der mittelstän­
dischen Wirtschaft zugute kommt Die Entwicklung und Nutzung international kon­
kurrenzHihiger Technologien ermögliCht wirtschaftliches Wachstum, schafft neue, zu­
kunftssichere und gleichzeitig humane Arbeitsplätze, sichert das soziale Netz und er­
möglicht den sparsamen Umgang mit knappen Ressourcen und die Reduzierung von 
Umweltbelastungen. 

13. Es gibt keine Alternative zum technischen Fortschritt. Wer ihn verhindert , ge­
fährdet auf Daue r Wohlstand und Arbeitsplätze. Die Chancen de r deutschen lndu­
strie liegen insbesondere darin , die in alle r Welt vorhandenen Erkenntnisse auf zu­
kunftweisenden Gebieten aufzunehmen und in Verfahren und Produkte umzuset ­
zen. Die beschäft igungswirksamen Effekte technologischer Neuerungen müssen 
auch dadurch genutzt werden, daß die deutsche Wi rtschaft selbst als Anbieter dieser 
ne uen Techniken auftritt. 

Die Bewältigung des mit einer dynamischen Wirtschaft ve rbundenen Strukturwan­
de ls ist in erster Linie Aufgabe der Unternehmen und ihrer Mitarbeiter. Der Staat 
kann lediglich durch e ntsprechende ordnungspolitische Rahmenbedingungen der 
Wirtschaft ihre Aufgabe e rleichte rn. Die Förderung überholter Wirtschaftsstrukturen 
durch Subventionen kann zwar kurzfri stig die Arbe itsp lätze bestimmter Industrie­
branchen erhalten, schafft aber keine neuen, zukunftssicheren Arbeitsplätze und ist 
auf Dauer nicht zu finanzieren. Es geht um unsere Zukunft als ftlhrender Industrie­
staa t in den 80er und 90er Jahren. Die Subventionierung not leidender lndustrie bran­
chen muß daher ze itlich befristet und - unter Berücksichtigung sozialer Erfordernis­
se - schrittweise abgebaut oder angepaßt werden. Nu r so läßt sich das Ziel verfolgen , 
den Strukturwandel zu erleichtern und negative soziale Auswirkungen strukturelle r 
Verschiebungen zu mildern. Andernfalls werden wir Krisen ohne Ende haben, statt 
e in Ende der Krisen. 

Im internationalen Rahmen - insbesondere innerhalb der EG - müssen Überein­
kommen getroffen werden mit dem Ziel, die staatliche Subventionierung ganzer In­
dustriebranchen abzubauen bzw. zu beseitigen. Der Abbau dieser wettbewerbsver­
zerrenden Subventionen in Konkurrenzländern erleichtert den Verzicht auf Subven­
tione n im nationalen Bere ich. 

14. Kleine und mittelständische Unternehmen passen sich erfahrungsgemäß den 
strukturellen Veränderungen schneller an. Damit sind diese Unternehmen ein wert­
vo ller wirtschaftlicher Stabilitätsfaktor. Sie ze ichne n sich auch durch überdurch­
schnittliche Innovationsbereitschaft und Kreati vität aus. im in- und Ausland gibt es 
heute genügend Beispiele dafur, daß kleine und mittelständische Firmen zu den 
wachstumsstärksten gehören. in den letzten zehn Jahren sind me hr als 80 Prozent 
aller in den USA neu geschaffe nen Arbeitsplätze von Unternehmen geschaffen 
worden, die nicht mehr als hundert Mitarbeiter haben. Die 80er Jahre werden deshalb 
auch in der Bundesrepublik Deutschland das Jahrzehnt der Selbständigen und des 
Mittelstandes sein müssen. 
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Technischer Wandel und gesellschaftlicher Fortschritt 

15 . Die neuen Tech nologien ruhren vielfach zu e rhöhten Qualifikationsanforderun­
gen an die Beschäftigten . Der Mangel an Fachkräften wird möglicherweise in den 
neunziger Jahren ein großes Problem rur unsere Volkswirtschaft darstellen . Schon 
jetzt bestehen in bestimmten Branchen Engpässe an qualifizierten bis hochqualifizier­
ten Arbeitskräften. Der Wandel der Tät igkeitsbereiche und Anforderungen ist das 
en tscheidende Merkmal der vor uns liegenden Entwicklung. Der Schwerpunkt men­
schlicher Arbeit wird künftig stärker in de r Planung, dem Aufbau und der Überwa­
chung von Fertigungsprozessen und weniger in der Produktion selbst liegen. Die ver­
änderten Anforderungen an Beschäftigte und Arbeitsplatzsuchende haben erhebliche 
Konsequenzen ru r das gesamte Bildungs- und Ausb ildungssystern. 

16. Ein vie lfältiges und differenziertes Angebot an Beschäftigungsmöglichkeiten soll 
den unterschiedlichen Fähigkeiten und Interessen aller Bürger gerecht werden. Die 
CDU will durch ihre Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik dazu beitragen, daß indivi­
duelle Leistung und solidarisches Verhalten sich besser ergänzen. 

17. Eine große Chance bietet der technische Fortschritt bei der Humanisierung unse­
rer Arbeitsbedingungen. Roboter werden monotone und gesundheitsschädigende 
Arbeiten übernehmen; die gezielte Nutzung der neuen Informationstechniken 
ermöglicht vielfältige und flexible Übergänge zwischen bezahlter Arbeit und Freizeit. 
Sie erleichtert die Individualisierung der Arbeitszeit und ermögliCht die Einr ichtung 
von Tei lzeitarbeitsplätzen. Bestimmte berufliche Tät igkeiten können zunehmend 
auch zu Hause ausgeübt werden. Dabei ist allerdings darauf zu achten, daß flexi blere 
Arbeitszeiten nicht zu einem Verlust des arbeitsrecht lichen und sozialen Schutzes 
der Arbeitnehmer fUhren. Der technische Fortschritt gibt uns zum ersten Mal seit 
M.i tte des 19. Jahrhunderts die Möglichkeit, Lebens- und Arbeitsrhythmus, Famil ie 
und Berufwieder miteinander zu versöhnen. 

Der Einsatz neuer Technologien ist nicht gegen die Arbeitnehmer möglich, sondern 
nur mit ihnen. Die Arbeitnehmer sollen bei der Entscheidung über Einsatz und de r 
Verwendung neuer Techniken, die ihre Arbeit tiefgreifend verändern, im Sinne so­
zialer Partnerschaft mitwirken. 

18. Neue Technologien ermöglichen Produktionsprozesse, die mü te uren Energien 
und knappen Rohstoffen sparsamer umgehen und die Umwelt bedeutend ger inger 
belasten. Die Mikroelektronik spielt dabei als energiesparende und umweltscho M 

nende Technologie eine zentrale Rolle. Die Probleme des Umweltschutzes sind am 
ehesten mit Hilfe der neuen Technologien, keinesfalls aber gegen sie zu lösen. Die 
Soziale Marktwirtschaft ist dabei das ordnungspoli tische Konzept, das die Anwen­
dung umweltfreund licher Technologien am schnellsten und am wirkungsvollsten er­
möglich t und dadurch die Lebensbedingungen weiter verbessert. 

19. Eine gesicherte und mögl ichst preisgünstige Energieversorgung ist Grundlage rur 
eine hochentwickelte Industrie und Wirtschaft. Dazu sind langfristig verläßliche Rah-
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menbedingungen Voraussetzung, die den Markt stärken und dem Energieversor­
gungs- und -verbrauchsbereich die e rforderlichen Anpassungsprozesse ermöglichen. 
Die Kohlepolitik ist Bestandteil der nationalen Energiepolitik. Dies gi lt auch rur den 
umweltgerechten und wett bewerbsfahigen Einsatz. Wesentlich rur eine sichere Ener­
gieversorgung ist die Nu tzung heimischer Vorräte, insbesondere der Kohle, und eine 
ausgewogene StruKtur in bezug auf Sicherung der einzelnen Energieträger. Energie 
muß aus Gründen der Knappheit noch rationeller und sparsamer e ingesetzt werden. 
Gleichzeitig muß die Energien utzung umweltverträglich erfolgen. Dies kann nur 
durch den raschen Einsatz neuer Techniken und deren Wei terentwicklung e rreicht 
werden. Einen unve rzichtbaren Beitrag zur Energieversorgung hat die Kernenergie 
zu le isten. Deshalb ist ein verantwortungsbewußter Ausbau der Kernenergie und der 
Entsorgung notwendig. 

20. Die Technik an sich ist weder gut noch böse, es kommt auf die Art und Weise 
ihrer Anwendung al1. Dabei geht es darum, Chancen und Risiken abzuwägen, mög­
liche negative Auswirkungen des technischen Fortschritts zu erkennen und ihnen 
vorzubeugen, als sinnvoll erkannte Entwicklungen voranzutreiben, aber auch dort 
Grenzen zu setzen, wo die Technik ihre dienende Funktion gegenüber den Men­
schen nicht mehr begründen kann. 

Im Bereich der Medien und der Datenspeicherung sind wirksame gesetz liche Rege­
lungen erforderlich. Der Schutz des einzelnen vor Mißbrauch seine r persönlichen 
Daten und beispielsweise der Schutz der Juge nd be i der Verbreitung von Videopro­
dukten sind dafLir · Beispiele. Mögliche Eingriffe in menschliches Erbgut e rfordern 
neue Grenzen ru r das technisch Machbare, die den ethischen Maßstäben unseres 
christl ichen Menschenbildes entsprechen. 

Neues Verständnis von Arbeit und \Vachstum 

21. Wir brauchen ein neues Verständnis von Arbeit und von Wachstum: 
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Arbeit ist nicht nur Arbeit und Leistung ist nicht nur Le istung, wenn sie im 
Rahmen der Erwerbsarbeit erbracht werden. Es gibt Arbeit nicht nur im Berufsle­
ben, sondern auch in der Familie und im sozialen Dienst rur andere, in der Selbst­
und Nächstenhilfe. Es ist widersprüchlich, wenn beide Elterntei le, von denen sich 
e iner der Erziehung der Kinder ganz widmen will, oder · Arbeitnehmer, die die 
Pflege kranker oder pflegebedürftiger Fami lienangehöriger übernehmen möch­
ten, aus materiellen Gründen zur Erwerbsarbeit gezwungen werden. Diese Arbei­
ten müssen anerkannt, gefordert und be i der Einkommensverteilung und der so­
zialen Sicherung berÜCkSichtigt werden. 

Der Fleiß der Bürger, die LeistungsHihigkeit der Wirtschaft und die Politik be­
stinunen über den Wohlstand und das wirtschaftliche Wachstum unseres Landes. 
Wirtschaftliches Wachstum ist jedoch kein Ziel an sich, sondern eine wesentliche 
Hilfe ftir die Lösung gegenwärtig bestehender und künftiger ökonomischer, öko­
logischer und sozialer Probleme. Wir dürfen Wachstum aber nicht ausschließlich 
nach dem Umfang der Güter und Dienstleistungen bewerten, sondern müssen 
auch qua li tative Veränderungen berücksichtigen. Einsparungen im Energiever-
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brauch durch neue Techniken und die Kontrolle sowie die Verringerung von 
Schadstoff-Emissionen sind Beispiele solchen qualitativen Wachstums, das 

. unsere Lebensbedingungen verbessert und Ressourcen schont. 

Europäische und weltwirtscbaftliche Verantwortung 

22. Die technologische und wirtschaftliche Herausforderung durch vie le Staaten der 
Erde wirft die Frage nach Europas Stellung in der Welt von morgen auf. 

In den Nord-Süd-Beziehungen kommt der Europäischen Gemeinschaft eine beson­
dere Bedeutung zu. Damit Europa nach außen als wirtschaftliche Einheit auftreten 
kann, muß seine Einheit im lnnern geschaffen werden. Wir sind noch e in gutes Stück 
von der Verwirk lichung echter Binnen marktverhältnisse in der Europäischen Ge­
meinschaft entfe rnt. Der EG-Binnenmarkt muß nach Beseitigung der Zölle von 
immer noch bestehenden nichttarifaren Handelshemmnissen befreit werden. Ein 
vollgültiger Binnenmarkt mit 270 Mill ionen Verbrauchern stärkt auch die weltweite 
Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft. Wir wollen die pOlitische Union in Europa und 
einen gemeinsamen europäischen Markt ohne Grenzen. 

23. Die Soziale Marktwirtschaft erforde rt die Freiheit des Handels und eine funktio­
nierende internationale Arbeitsteilung. Die damit verbundenen Strukturveränderun­
gen sind zu bewältigen. Der Freihandel innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
darf nicht durch Handelsbarr ieren gegenüber Driuländern erkauft werden. Die welt­
weit wieder au flebenden protektionistischen Tendenzen müssen zurückgedrängt 
werden. Nur die libe rale Außenhandelspolitik eines politisch geeinten Europas, der 
USA und Japans kann dirigistischen Ansätzen im Rahmen der weltwirtschaftJichen 
Arbeitsteilung entgegenwirken. 

24. Entwicklungspolitik ist auch eine Investition in die Zukunft. Durch unsere Mit­
wirkung bei de r Neugestaltung der welt wirtschaftlichen Ordnung wollen wir den 
fre ien Welthandel stärken. Die weltwirtschal't liche Verflechtung muß weiter voran­
kommen. Die Entwicklungsländer müssen daher noch stärker als bisher in den Welt­
handel einbezogen werden. Erforder lich sind aber auch verstärkte Anstrengungen in 
der Entwicklungszusammenarbe it , welche die außenwirtschaftliche Abhängigkeit 
vieler Entwicklungsländer verr ingern und zu einer Diversifizierung der Wirtschafts­
struktur ruhren. Stark schwankende Rohstoffpreise behindern eine rasche Entwick­
lung der Dritten Welt und schaden der Wirtschaft in den Industr ieländern. Allzu 
große Schwankungen können vo rübergehend durch marktwirtschaflskonforme Aus­
gleichssysteme vermieden werden; auf Dauer jedoch muß die Abhängigkeit de r Ent­
wicklungsländer vom Verkauf ihrer Rohstoffe durch die Hil fe beim Aufbau eines 
verarbeitenden Gewerbes gemindert werden. Zu diesem Prozeß können private tn­
vestitionen und know-how-Transfer aus der deutschen Wirtschaft noch mehr als 
bisher beitragen. Nur lndust rie länder mit dynamischem Wachstum sind in der Lage, 
den Ländern der Dritten Welt durch personelle, finanzielle und technische Hilfe bei 
ihre r Entwicklung behilflich zu sein. Dabei muß de r Hilfe zur Selbsth ilfe besonderer 
Raum eingeräumt werden. Das Wohlstandsgefalle zwischen Nord und Süd darf nicht 
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noch größer werden, das Europäische Engagement in der Entwicklungshilfe ist zu 
verstärken. Die CDU fordert alle Mitgliedsstaaten der EG auf, schrittweise minde­
stens 0,7 % ih res Bruttosozialproduktes rur die Entwicklungsh il fe bereitzustellen. 
Beim Dialog mit den politisch Hihrenden Kräften der Entwicklungsländer sollte stär­
ke r als bisher die ordnungspolitische Frage der Brauchbarkeit des Konzepts der So­
zialen Marktwirtschaft Hir die Lände r der Dritten Welt berücksichtigt werden. 

IV. Politische Folgerungen 

25 . Um de n Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft bestehen und die genannten Ziele 
verwirkliche n zu könne,n , hä lt die CDU die nachstehenden wi rtschafts-, finanz- und 
gesellschaftspolitische n Maßnahmen rur e rforderlich . Manche dieser Maßnahmen 
berühren die öffentlichen Haushalte. Bund und Länder sollten deshalb sobald wie 
möglich aufzeigen, in welche n Grenzen und in welchen Fristen die vorgeschlagenen 
Maßnahmen du rchgeruhrt werden können. Dabei muß die Notwendigkeit berück­
sichtigt werden, die öffentlichen Haushalte weiter zu konsolidieren. 

Verbesserte Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 

26. Durch die Gesundung der öffentl ichen Haushalte gewinnen Wirtschaft und Poli­
tik wieder mehr Handlungsspielraum. Ein geringerer Anstieg der Ausgaben soll dazu 
beitragen, daß der Staatsanteil zurückgeHihrt wird, um wieder mehr Raum rur private 
Initiati ve zu schaffen. Die Sozialpolitik hat einen wiChtigen Beitrag zur Haushaltskon­
solidierung geleistet. Sowohl rur die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte als 
auch fLir eine RückfLihrung zu Grundsätzen markt wirtschaftlicher Ordnung ist in den 
kommenden Jahren ein weite re r Abbau von Subventionen vordr inglich. Eine weitere 
deutliche Verr ingerung der öffentlichen Kreditaufnahme muß den Spielraum Hir die 
s tab ilitätsorientierte Geldpolitik der Bundesbank erweitern. Finanz- und Geldpolitik 
sollen sich vor allem im Interesse der Preisstabilität und Förderung priva ter Investi­
tionen ergänzen. Preisstabilität dient insbesondere den Sparern und Verbrauchern. 

27. Sowohl rur die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte als auch ftir eine Rück­
ftihrung zu Grundsätzen marktwirtschaftlicher Ordnung ist in den kommenden 
Jahren e in weiterer Abbau von Subventionen vordringlich. Generell fLihren Subven­
tionen in der Sozialen Marktwirtschaft zu Fehlsteuerungen, Strukturverzerrungen 
und hemmen in den Unternehmen die Entwicklung e igener Problemlösungen. 

Grundsätzlich müssen Unternehmen die Risiken der Fehlentsche idung selber 
tragen , ohne auf staatliche Hilfe hoffen zu können. 

Staatliche Subventionierung hat sich u. a. an folgenden Kriterien zu orientieren: 
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Eine eindeutige Definition des Subventionszieles und rege lmäßige Erfolgskon­
trollen s ind erforderl ich. 

Subventionen sollen grundsätzlich zei tlich befristet und degressiv gestaltet 
werden. 
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28. Das Steuersystem ist wesentlicher Bestandteil der wirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen. Es hat Einfluß auf fast alle wirtschaftlichen Aktivitäten. Wir treten dafü r 
ein: Lieber niedrigere Steuersä~ze und weniger Ausnahmen als hohe Steuersätze und 
viele Ausnahmen. 

Eine Reform der Lohn- und Einkommensteuer soll die Leistung von Arbeitnehmern 
und Selbständigen wieder stärker anerkennen und vor allem von Familien mit Kin­
dern nachhaltig entlasten. 

Eine spürbare Steuerentlastung erfordert den weiteren Abbau von Steuervergünsti­
gungen. 

Eine e rste Entlastung bei der Lohn- und Einkommensteuer nach den genannten 
Grundsätzen soll zum 1. Januar 1986 erfolgen. Dabei ist die vorrangige Aufgabe der 
Konsolidierung zu beachten und der Finanzlage von Bund, Ländern und Gemeinden 
Rechnung zu tragen. Diese Steuersenkung soll einen ersten wesentlichen Schritt für 
die Verbesserung des Familienlastenausgleichs und den Abbau der inflationsbeding­
ten heimlichen Steuererhöhungen bringen. 

Um den leislungsf6rdernden Effekt dieser Korrekturen sicherzustellen und um die 
zu recht gewollte familienpolitische Wirkung zu erreichen, ist zu prüfen, ob beide 
Maßnahmen ohne Steuererhöhung zu finanzieren sind. 

29. Die Bewältigung des Strukturwandels und die Erhaltung der in ternat ionalen Spit­
zensteIlung der deutschen Wirtschaft setzen die Entwick lung und Anwendung zu­
kunftsorient ierte r Technologien sowie aus reichendes Eigenkapital unserer Unter­
nehmen voraus. Eine Verbesserung der Eigenkapitalausstattung ist notwendig, weil 
die Unternehmen in der Sozialen Marktwirtschaft die Risiken des Strukturwandels 
zu tragen haben und deshalb die Fähigkeiten haben müssen, diese Risiken zu über­
nehmen. Die Fähigkeit, Risiken zu übernehmen, ist dann gegeben, wenn genügend 
Eigenkapital als Risikokapital dem Unternehmen zur Verfügung steht. 

Die ertragsunabhängigen Steuern sind bereits gesenkt worden; die Entlastungen bei 
der Einkommensteuer werden die Möglichkeiten zur Eigenkapitalbildung insbeson­
dere auch der kleineren Unternehmen begünstigen. Auf längere Sicht muß die Struk­
tur der Unternehmensbesteuerung so verändert werden, daß die heutigen steuerli­
chen Benachteiligungen der Eigen- und Beteiligungsfinanzierung abgebaut werden. 
Es muß attraktiver werden, Kapital im Unternehmen zu belassen , als es anderweitig 
risikolos und zinsgünstig anzulegen. Die Eigenkapitalausstattung wird dann wieder 
steigen , wenn die Gewinne der Unternehmen die Erträge aufrisikolose Geldanlagen 
übertreffen. 

30. Kleinere und mittlere Unternehmen naben eme besonders hohe Innovations­
kraft. Ihre Kapitalausstattung ist aber häufig zu gering. Die Bildung von Risikokapital 
muß in Zukunft deutlich begünstigt werden. Lösungen hierfür bieten 

eine Änderung des Börsenrechts, die auch kleineren Unternehmen einem leichte­
ren Zugang zum Aktienmarkt verschafft , um somit Risikokapital finden zu 
können, 
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die Vereinfachung bei der Übertragung von Unternehmensanteilen. 

die Beseitigung von steuerlichen Hemmnissen im Risikokapitalverkehr durch Ab­
schaffung der Börsenumsatzsteuer und ein Abbau der Gesellschaftssteuer, 

jeweils zeitlich begrenzte steuerliche BessersteJlung für neugegründele Kapita lbe­
teiligungsgesellschaften, die sich auf die Bereitstellung von Kapital zur Wagnisfi­
nanzierung konzentrieren. 

31. Ein leistungsfähiger Mittelstand ist eine Grundvoraussetzung für den Wettbe­
werb. Übermäßige Unternehmenskonzentrationen sind wettbewerbsfeind lich. Die 
CDU wird den geordneten Wettbewerb weiter gesetzlich sichern und im Bereich der 
Fusionskontrolle verbessern. Zum Abbau von Wettbewerbsverzerrungen muß das 
geltende Kartellrecht konsequent angewandt und das Gesetz gegen un lauteren Wett­
bewerb verbessert werden. 

Die Wiederherstellung und dauerhafte gesetzliche Absicherung eines fairen Lei­
stungswettbewerbs dient auch dem Verbraucherschutz. 

32. Existenzgründungen stärken Wachstum und Beschäftigung. Die Gründung neuer 
Unternehmen wird heute schon durch eine Reihe von Programmen gefördert. Die 
Wirksamkeit .und Koordinierung dieser Programme müssen verbessert werden, auch 
durch eine intensivere Abstimmung zwischen Bund und Ländern. Der Wille zur Exi­
stenzgründung soll vor allem durch verbesserte Rahmenbedingungen, insbesondere 
für mittelständische und technologiebriemierte Unternehmensgründungen gefordert 
und ermutigt werden. 

Bei der Gründung neuer Existenzen ist der Eigenkapitalmangel häufig der entschei­
dene Engpaß. Die bislang in Kraft befindlichen Existenzgründungsfdrderungsmaß­
nahmen des Bundes und der Länder konzentrieren sich im wesentlicher auf die För­
derung der Finanzierung von Fremdkapital. Sie müssen daher umgeschichtet werden 
zugunsten gesetzlicher Möglichkeiten für ein erleichtertes und steuer begünstigtes 
Ansparen von Eigenkapital durch Arbeitnehmer zur Gründung selbständiger Exi­
stenzen. Die materielle Förderung sollte zeitlich befristet und degressiv ausgestaltet 
sein. Durch die Gründung solide finanzierter zusätzlicher neuer selbständiger Exi­
stenzen werden zusätzliche Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt und somit ein wich­
tiger Beitrag zur langfristigen Entspannung auf dem Arbeitsmarkt geleistet. Die da­
durch ausgelöste Existenzgründungswelle wird einen wichtigen Beitrag zur mittelfri­
stigen Absicherung des begonnenen Wirtschaftsaufschwungs leisten. 

33. Übernüssige Verordnungen und Gesetze hemmen den Strukturwandel und die 
Eigeninitiative der Wirtschaft und schränken die Freiheit des Bürgers unnötig ein. 
Deshalb sind weitere Maßnahmen zur Embürokratisierung der Wirtschaft, der kom­
munalen Selbstverwaltung und unserer Lebensverhältnisse unerläßlich. Dies gilt ins­
besondere für das Baurecht, das Gewerbe- und Lebensmittelrecht, sowie ftir die Vor­
schriften zur Erstellung von Statistiken. Insbesondere das Ladenschlußgesetz sollte 
baldmöglichst überprüft werden. In diese Überprüfung sollte einbezogen werden, in 
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welchem Umfang flexiblere Öffnungszeiten neben de r Verbraucherfreundlichkeit 
mehr Mögl ichkeiten zur Arbeitsplatzteilung bieten. 

34. Wi r wollen den Staat auf seine wesentlichen Aufgaben konzentrieren. Daher 
sollen die staatlichen Aufgaben unter 'dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Effi­
zienz und der gesellschaft lichen Notwendigkeit überprüft werden. In Bund, Ländern 
und Gemeinden wird die CDU staat liche Unternehmensanteile und Dienstleistungen 
so weit wie möglich privatisieren. Auch dadurch wi rd der Spielraum rur pr ivate Initia­
tive und Leistung erweitert und der Wettbewerb gestärkt. 

35. Die Landwirtschaft ist ein wesentlicher Teil der Gesamtwirtschaft. Die Erzeugung 
hochwertiger und gesundheitlich unbedenkl icher Nahrungsmittel, die Pflege und Er­
haltu ng de r Kultur und Erholungslandschaft sowie die Sicherung und Erhaltung der 
natü rlichen Lebensgrundlagen sind und bleiben ihre wesentlichen Aufgaben. 

Auch in Zukunft bleibt der bäuer liche Familienbetrieb agrarpolitisches Leitbild der 
CDU. Er hat sich in de r Vergangenheit bewährt und ist am ehesten in der Lage, die 
vie lfaltigen Aufgaben zum Wohle der Allgemeinheit e rfo lgreich wahrzunehmen. 

Die bisher von der EG, den SPD/FDP-Bundesregierungen durchgefLihrte Agrar­
strukturpol itik, die auf ein Wachsen oder Weichen landwirtschaftl icher Betriebe aus­
gerichtet war, vermochte die Einkommensprobleme der Landwirtschaft nicht wesent­
lich zu mildern. Sie hat im Gegenteil durch den Zwang zur Ausweitung der Produk­
tion zu einem zunehmenden Ungleichgewicht auf einzelnen Teilmärkten geflihrt. 
Der Zwang zur Lösung der damit verbundenen Belastu ngen des EG-Haushalts bringt 
flir die Landwirtschaft Einkommenseinbußen. 

Die CDU wird sich dafLi r einsetzen, daß der Landwirtschaft zur Bewältigung der ge­
genwärtigen Schwier igkeiten ein besonde rer Ausgleich gewährt wird. Sie fordert, daß 
bei der Neuausrichtung de r Agrarpo litik regionalspezifischen Belangen Rechnung ge­
tragen wird. Der weite ren Konzentration der Tierhaltung muß sowoh l im ln te resse 
umweltpolitischer Belange als auch zu r Sicherung der Produktionsanteile landwirt­
schaftlicher Betriebe wi rksam begegnet werden. 

Die CDU hält an der Sozialpnichtigkeit des landwirtschaftlichen Eigentums fes t. Sie 
anerkenn t aber auch deren Grenzen. 

Verbesserte Rahmenbedingungen für Forschung und moderne Technik 

36 . Der Staat kann und soll Innovationen nicht verordnen. Er sollte aber die Rahmen­
bed ingungen fLir Forschung und Entwick lung wesentl ich verbessern. Dazu gehört 
eine Entbürokratisierung der universitären Forschung. Den Hochschulen muß mehr 
Freiraum zum fl ex ibleren Einsatz der Mitarbeiter innerhalb eines gesicherten Perso­
nalbestands und beim Einsatz von Forschungsmitte ln eröffnet werden. 
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Die aus den 70er Jahren herrührenden Berührungsängste zwischen der universitären 
Forschung und der Wirtschan müssen überwunden werden. Erforderlich ist der 
Brückenschlag zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Die Drittmittelforschung ist 
daher weiter auszubauen und zu fördern. Dazu müssen insbesondere hemmende 
Vorschriften des Hochschu lrahmengesetzes sowie der Landeshochschulgesetze geän~ 
dert werden. Außerdem muß der Wechsel von Wissenschaftlern aus Forschungsein~ 
richtungen in die Industrie und umgekehrt erleichtert werden. Wissenschaftlichen 
Mitarbeitern von Hochschulen und Forschungseinrichtungen muß die Möglichkeit 
zur Mitarbeit in technologieorientierten Unternehmen eröfTnet werden. 

37. Durch eine intensive Zusammenarbeit zwischen Selbstverwaltungsorgan isationen 
der Wirtschaft , der Wissenschaft und der staatlichen Verwaltung sollen die Berater­
und Vermittlertätigkeit für die Unternehmen intensiviert und dadurch der Technolo­
gietransfer gefördert werden. Oft bleiben Forschungsergebn isse ungenutzt , weil ins~ 
besondere klein- und mittelständische Unternehmen dazu keinen Zugang finden. 
Einrichtungen fUr die technische Entwicklung und Nutzung wissenschaftlicher Er­
kenntnisse sollen deshalb modellhaft an geeigneten Standorten, wie beispielsweise in 
der Nähe von Hochschulen oder Instituten mit leistungsfahigen technisch­
naturwissenschaftlichen Forschungseinrichtungen, angesiedelt werden. 

Die soziale Beherrschung des technologischen Wandels erfordert auch eine beglei­
tende Forschung hinsichtlich seiner sozial-, arbeitsmarkt~ und gesellschaftspoliti­
schen Auswirkungen. Für die Arbeitnehmer sind die Auswirkungen des technologi~ 
sehen Wandels und die Bedingungen seiner sozialen Beherrschung von erheblicher 
Bedeutung. 

38. Die Förderung und Chancen hochqualifizierter wissenschaftlicher Nachw uchs~ 
kräfte müssen wesentlich verbessert werden. Die Grundlagenforsch ung muß intensi­
viert werden. Es ist unser Ziel, die Spitzenforschung, die den hohen internationalen 
Standards entsprechen muß, zu intensivieren. Im öffentlichen und privaten Bereich 
so llen Forschungs- und Entwicklungskapaziäten in wichtigen Schlüsseltechnologien 
weiterentwickelt werden, die auf Schwerpunktgebieten in Qualität und Quantität 
dem internationalen Vergleich standhalten. 

Die Leistungsfahigkeit der deutschen Volkswirtschaft wird nicht nur vom Niveau 
der akademischen Ausbildung abhängen; sondern entscheidend auch von dem 
Können und der Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer in den praktischen Berufen, 
der Handwerker und der Techniker. Deshalb dürfen die Bemühungen um eine quali­
fizierte, den Wandlungsprozessen der Wirtschaft entsprechende Berufsausbildung 
nicht hinter den Forschungsanstrengungen und der Hochschulausbildung zurück~ 
bleiben. 

39. Das in den 70er Jahren bestehende Übergewicht der direkten Forschungsförde­
rung fUhrte häufig dazu, daß Unternehmen ihre Produktpalette stärker an staatlichen 
Förderungsprogrammen als an den Absatzmöglichkeiten und Bedingungen des 
Marktes orientierten. Deshalb muß die künftige Forschungsförderung zunehmend 
indirekt erfolgen. Leitgedanke der indirekten Forschungsförderung ist es, Wettbe-
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werbsverzerrungen zu vermeiden, den Freiraum für die Unternehmen zu vergrößern 
und ihre Eigenverantwortlichkeit bei der DurchfLihrung von Forschungs-, 
Entwicklungs- und lnnovationsprojekten zu stärken. Diesem Ziel dienen insbeson­
dere die Wiedereinführung von Sonderabschreibungen bei lnvestitionen in For­
sChung und Entwicklung sowie die Zuschußförderung für Personal im Forschungsbe­
reich kleiner und mittelständischer Unternehmen. 

Unternehmen sollen Anreize für höhere eigene Forschungsaufwendungen erhalten. 
Dies bewirkt eine intensivere Forschungstätigkeit der Unternehmen, die in erster 
Linie anwendungsorientiert ist und somit eine schnelle Umsetzung von Forschungs­
ergebnissen in die EntwiCklung und Herstellung neuer bzw. verbesserter Produkte 
ermöglicht. 

40. ln den Bereichen, in denen der Staat als Unternehmer tätig ist, sollte er beispiel­
haft und innovationsfördernd handeln. Dies gilt insbesondere für die Deutsche Bun­
despost, die für die Entwicklung und MarkteinfLihrung verschiedener lnformations­
techniken in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft eine besondere Verantwortung 
trägt. Die Koppelung zweier Basisinnovationen, Mikroelektronik und Glasfasertech­
nik, soll in Zukunft zu einer Verbesserung der Infrastruktur beitragen; sie ist eine 
wichtige Voraussetzung ftir- mehr lnvestitionen und neue Arbeitsplätze. Wir brau­
chen flächendeckende, leistungsfähige Kommunikationsnetze. Dazu bedarf es in 
einer Reibe von Punkten einer Auflockerung des Postmonopols. Investitionen der 
Deutschen Bundespost sollten auf jeden Fall in der Weise erfolgen , daß die Belange 
strukturschwacher Gebiete berücksichtigt werden. Die Deutsche Bundespost wird 
vor allem beim Aufbau ört licher Breitbandnetze die Zusammenarbeit mit dem Hand­
werk verstärken, die mittelständische lndustrie stärker mit Entwicklungsarbeiten be­
auftragen. 

Umweltschutz in der Sozialen Marktwirtschaft 

41. Neben den wirtschaftspolitischen Zielen - hoher Beschäftigungsstand, Preissta­
biUtät, außen wirtschaftl iches Gleichgewicht bei angemessenem Wachstum - ist rur 
uns der Schutz der Umwelt gleichrangig. Unser Ziel ist es, die BundesrepubJik 
Deutschland zu einem der umweltfreundlichsten Industrieländer zu machen und alle 
Anstrengungen zu unternehmen, daß unsere europäischen Nachbarländer sich 
diesem Vorgehen anschließen. Grundvoraussetzung dafLir sind st renge umweltpoli­
tische Vorgaben des Staates und eindeutig gesetzte, langfrist ig zuverlässige Rahmen­
bedingungen. Dann kann auch die Wirtschaft die erforderlichen Investit ionen fLir 
technische Verbesserungen mit ka lkulie rbaren Zeit- und Kostenplänen vornehmen. 

Neue ordnungspoliti sche Maßnahmen müssen dafLir sorgen, daß in Zukunft die um­
weltbelastenden Auswirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten in die Kalku lation einge­
hen. Die Inanspruchnahme von Umwelt , z.B. durch SchadstofTemissionen, darf keine 
wirtschaftlichen Vorteile bieten. Vielmehr ist zu erreichen, daß die Vermeidung von 
SchadstofTemissionen zu e inern Ziel jedes gewinnorientierten Unternehmens wird. 
Nur auf diesem Wege kann das wirtschaftliche Eigeninteresse an der Förderung um­
weltfreundlicher Technologien und der Vermeidung von Umweltschäden geweckt 
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werden. Dies gilt nicht nur rur unternehmerische, sondern auch rur private Verbrau­
cherentscheidungen. Die Knappheit ökologischer Ressourcen muß ebenso selbstver­
ständlich wie die der ökonomischen vom einzelnen als finanzielle Belastung erfahren 
werden. Auf solche Weise wird rur staatliche und private Entscheidungen und Pla­
nungen die Prüfung der Umwelt verträglichkeit selbstverständlich werden. Derjenige, 
der die Umwelt weniger belastet oder entlastet, muß hieraus wirtschaftliche Vorteile 
gegenüber dem erzielen können, der die Umweltgüter in stärkerem Maße bean­
sprucht. 

Wir befllrworten den verstärkten Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente. Bei der 
Lösung von Umweltproblemen mit den Instrumenten der Sozialen Marktwirtschaft 
wi rd angestrebt , eindeutige und realistische umweltpolitische Ziele möglichst wirt­
schaftlich zu erreichen. Obwohl sich viele marktwirtschaftlichen Instrumente zum 
Teil erst langfristig realisieren lassen, sollten schon heute Anreize zu vermehrtem 
Umweltschutz geSChaffen werden. Zu denken ist hier besonders an das Ausgleichs­
prinzip, das besagt, daß neue Emissionen nur dort zulässig sind, wo an anderer Stelle 
in einem definierten Gebiet gleichzeitig die Belastungen abgebaut werden. Dabei ist 
auch zu prüfen, inwieweit Emissionsgenehmigungen, die bisher unentgeltlich erteilt 
werden, künftig rur bestimmte Schadstoffe und Regionen nur gegen Zahlung eines 
Preises und in handelbarer Form mit der MögliChkeit einer Abwertung der zugelasse­
nen Werte erteilt werden können. 

42. Umweltforschung wird immer wichtiger und bedarf deshalb besonderer staatli­
cher Förderung. Ursachen und Wirkungen der Umweltbeeinträchtigungen müssen 
wissenschaftlich geklärt werden. Wenn diese bekannt sind, kann die neueste Technik 
fllr den Umweltschutz optimal eingesetzt werden und es kann so den verschärften 
Umweltschutzanforderungen auch tatsächlich entsprochen werden. 

Aufgaben von Forschung und Entwicklung sind dabei die Abschätzung der Risiken 
einer sich dynamisch fo rtentwickelnden Technik und deren Beherrschung, die Erfas­
sung gesicherter Daten über vorhandene und zu erwartende Umweltbelastungen 
sowie die Entwicklung von Überwachungsverfahren zum Schutz der Umwelt. Die 
derzeit größte Herausforderung im Umweltschutz ist das Waldsterben. Das Ausmaß 
der Waldschäden macht die intensive Erforschung der komplexen Ursachen- und 
Wirkungszusamrnenhänge des Waldsterbens erforderlich. Die Anstrengungen zur 
Minderung der Luftverschmutzung müssen konsequent fortgesetzt werden. Eine 
wirkungsvolle Verminderung der Luftverunreinigung kann nur in Zusammenarbeit 
mit den westlichen und öst lichen Nachbarstaaten erreicht werden. Eine anzustre­
bende gemeinsame Umweltschutzpolitik der EG-Staaten muß durch gesarnteuropäi­
sche Anstrengungen ergänzt werden. Die CDU schlägt eine ständige Umweltschutz­
konferenz aller europäischen Staaten in Berlin vor. Die Bundesrepublik Deutschland 
muß auch in Zukunft ein Schrittmacher flir europäische Lösungen sein. 
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Neugestaltung von Arbeitsmarkt und Arbeitszeit 

43. Eine wicht ige Voraussetzung für die Erhaltung bestehender und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze ist, daß für die Betriebe das Verhältnis von Erlösen zu Kosten 
verbessert wird. Dies hängt neben anderen Kosten wie den Kapitalkosten, der Steuer­
und Abgabenlast, den Bürokratiekosten auch wesentlich von der Entwicklung der 
Arbeitskosten ab. Wenn deren Zuwachs dem Produktivitätsfortschritt der Wirtschaft 
entspricht oder diesen in einer Übergangszeit zur Überwindung der Arbeitslosigkeit 
unterschre itet, können zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Die Tarifpartner 
sind aufgefordert , diesen Gesichtspunkt auch bei künftigen Lohnabschlüssen zu be­
rücksiChtigen. Um die Voraussetzungen für Wachstum, Beschäftigung und internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, fordern wir die Tarifpartner auf, zusam­
men mit der Regierung eine gemeinsame Perspektive zu entwickeln, wie eine weitere 
Steigerung der Lohnnebenkosten verhindert oder sogar eine teilweise Senkung er­
zielt werden kann. 

Eine Senkung des Ante ils der Lohnnebenkosten soll die Betriebe und die Arbeitneh­
mer von zu hohen Abgaben entlasten. Der Weg dahin führt nicht über den Abbau so­
zialer Leistungen, sondern über die Nutzung von Kostensenkungsspielräumen bei 
den Sozialversicherungssystemen. Das Gesundheitswesen ist so zu reformieren, daß 
das Verhältnis von Leistung und Kosten verbessert wird. Es ist zu prüfen , welche 
Aufgaben langfristig den Versicherungssystemen und welche der öffentlichen Hand 
zugeordnet werden sollen und wie die Finanzierung der verschiedenen sozialen Auf­
gaben künftig gerechte r geordnet werden kann. 

44. Die Tarifverträge herkömmlichen Musters bieten keine aus reichenden Möglich­
keiten rur differenzierte Lohnabschlüsse nach Branchen und Regionen, was ange­
sichts deren unterschiedlicher wirtschafticher Lage sinnvoll wäre. Neue Formen von 
Rahmenvere inbarungen der Tarifpar teien könnten einen zusätzlichen Spiel raum für 
die Belegschaft und die Unternehmensführung e inzelner Betriebe schaffen, Tarifab­
kommen individuell auszugestalten. Das würde zu flexibleren Arbeitsabläufen und 
-struktu ren führen und den Arbeitnehmern die Möglichkeit einräumen, das Verhält­
nis zwischen Arbeitsentgelt , betrieblichen Sozialleistungen, Arbeitszeit und Vermö­
gensbildung mitzubest immen. Flexiblere Arbeitsabläufe können insbesondere dieje­
nigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entlasten, die Erwerbstätigkeit und Fa­
milienaufgaben miteinander vereinbaren müssen. 

45. Zu den wichtigsten Aufgaben der Sozialen Marktwirtschaft in den 80er Jahren 
gehört eine Neugestaltung des Arbeitsmarktes. Durch eine offensive Arbeitszeit-, 
Arbeitsmarkt- und Arbeitsrechtpolit ik soll eine Spaltung der Gesellschaft in Arbeits­
platzinhaber und Arbeitsplatzsuchende verhindert werden. Die Einruhrung neuer 
Technologien muß dazu genutzt werden, erwei terte Spie lräume rur humanere Ar­
beitszeiten , -bedingungen und -strukturen zu schaffen. Arbeitsrechtliche Vorschrif­
ten müssen dort flex ibler gestaltet werden, wo dies zu e iner Erweiterung von Be­
sChäftigungsmöglichk eiten ruhrt. Was den Arbeitslosen nutzt, kann nicht als sozialer 
Abbau abgewertet werden. Die rechtlichen Voraussetzungen rur befristete Arbeits­
verträge und rur die Einrich tung und Annahme von Teilzeitarbeitsplätzen sollten 
verbessert werden, wobei niemand gezwungen werden kann, einen VolIze itarbeits­
platz aufzugeben. 
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Frauen sind von den Auswirkungen der Arbeitslosigkeit in Beruf und in der Familie 
besonders betrolTen. Die CDU wird darauf hinwirken, daß Männer und Frauen Beruf 
und Familie besser mite inander verbinden können. Auch immer mehr Frauen sehen 
im Beruf einen ebenso selbständigen Teil ihrer Lebensgeslaltung wie in der Familie. 
Die Verwirklichung der Gleichberechtigung von Mann und Frau ble ibt eine wicht ige 
Aufgabe im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft. 

Staat und Tarifparte ien tragen Verantwor tung für die Verwi rk lichung der sozialen 
Gleichberecht igung von Männern und Frauen in der Arbei tswelt. Es ist daher auch 
erforderlich , die Arbeitsförderung so umzuste llen, daß d ie Wiedereingliederung der 
Frauen in das Erwerbsleben wieder einen besonderen SChwerpunkt bildet. Die Mög· 
lichkeit , an Fort- und Wei te rbildungsmaßnahmen tei lzunehmen, muß diesen Frauen 
bereits vor der endgültigen Wiedereingliederung angeboten werden. Wenn die Wie· 
dereing liederung von Frauen in den SOer Jahren e rfolgreich gefördert wird , macht 
sich diese Ausb ildungsinvestition in den 90er Jahren bezah lt. 

Der öfTentJiche Dienst sollte dadurch vorbi ldlich sein, daß Bestimmungen des Beam· 
tenrechts überprüft werden und der Spielraum fü r Zeit verträge und Teilze itarbeits­
plätze genutzt wird. 

46. Erhöhte Anforderungen an die Beschäftigten und deren veränderte Wünsche 
und Bedürfnisse erfordern neue Arbeitszeitregelungen. Die Möglichkeiten dazu 
werden durch steigende Produktivität und zunehmende Rationalisierung eröffnet. 
Darüber hinaus sind es insbesondere die neuen Technologien, die ihrerseits die 
Chance bieten, Arbeitsbedingungen flex ibel zu gestalten. Gesetzgeber und Tarifpar­
leien müssen dabei die Voraussetzungen schalTen, daß dem Bedürfnis, Arbeit und 
Freizeit in e in ausgewogenes Verhältnis zu bringen, entsprochen werden kann, ohne 
daß dies die individuellen Arbeitswünsche und die soziale Absicherung in unzumut­
barer Weise gefährdet. Es kommt entscheidend auf die Ausgestaltung der Arbeits­
zeitregelung an: 
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Je mehr Dauer und Formen der Arbeitszeit den individuellen Wünschen der Ar­
beitnehmer entsprechen, desto wirksamer ist die Entlastung auf dem Arbeits­
markt. 

Arbeitszeitverkürzungen müssen auf die Organisations- und Produktionsstruktu­
ren in den unterschiedlichen Bereichen und bei unterschiedlichen Betriebsgrößen 
Rücksicht nehmen, wenn sie dem Abbau der Arbeitslosigkeit dienen sollen. 

Die Kosten von Arbeitszeitverkürzungen können nicht in erster Linie von den 
Unte rnehmen getragen werden, weil damit als Folge erhöhter Arbeitskosten wei­
tere Arbeitsplätze gefährdet würden. Diejenigen, die von Arbeitszeitverkürzun­
gen profilieren , müssen bereit sein, die Kosten mitzuübernehmen . 

..:' . 
Für die CDU hat eine flexible Gestaltung der Lebensarbeitszeit Vorrang, we il sie 
dem Bürger ein größeres Maß an Wahlfreiheit einräumt. Die CDU begrüßt die 
Beschlüsse der Bundesregierung zur Vorruhestandsregelung, weil sie den Bedürf-
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nissen vieler älterer Arbeitnehmer entgegenkommt und gleichzeitig dazu bei· 
trägt, die Zahl der Arbeitslosen zu vermindern. 

Über Vereinbarungen zur Verkürzung der Arbeitszeit haben die Tarifvertragspar­
teien gemeinwohlverantwortlich, unter Berücksichtigung der gesamtwirtschaftli­
chen, branchenspezifischen und einzelbetrieblichen Rahmenbedingungen und 
Gegebenheiten zu entscheiden. Die generelle EinfLihrung der 35-Stunden-Woche 
bei vollem Lohnausgleich schafft nicht neue, sondern geftihrdet vorhandene Ar­
beitsplätze und ändert nichts an der bestehenden starren Arbeitszeitregelung. 

Eine Verkürzung der Regelarbeitszeit ist - wie in der Vergangenheit - allerdings 
möglich, wenn 

dies der jährliche Produktivitätszuwachs erlaubt, 
statt Lohnerhöhungen eine Arbeitszeitverkürzung erfolgt, oder 
eine Kombination von beiden vorgenommen wird. 

Damit würden die Tarifpartner in Zukunft einen Einkommensbegriff zugrunde 
legen, der Barlohn, Freizeit und auch Vermögensbildung umfassen kann. 

47. Die Ausbildung rur die Arbeitsplätze von morgen muß bereits heute beginnen. 
Hochqualifizierte Arbeitskräfte sind für die Leistungsfahigkeit unserer Wirtschaft 
von großer Bedeutung. Weil der technische Fortschritt unsere Tätigkeitsstrukturen 
stark verändert und dadurch neue Berufe entstehen, sind Bund und Länder innerhalb 
ihrer Zuständigkeiten aufgerufen, bei der Weiterentwicklung des Bildungswesens 
diese Veränderungen zu berücksichtigen. Dies macht eine verstä rkte Berücksichti­
gung der neu~n Informations- und Kommunikationstechniken in Bildung und Aus­
bildung erforderlich . Künftig kommt es weniger darauf an, einen bestimmten Lehr­
stoff mit einer Fülle von Spezialwissen zu bewältigen; erforderlich ist vielmehr ein 
breiteres Grundlagenwissen, auf dem ein ständiges, lebenslanges Lernen aufbauen 
kann. Dies erfordert nicht nur eine größere Anpassungsfahigkeit der Lehrpläne an 
neue Entwicklungen, eine verstärkte Aufmerksamkeit rur lebensnahe und praxis­
orient ierte Ausbildung der Ausbilder und Lehrer sowie die Erhaltung eines ausrei­
chenden Angebots an Berufsschulunterricht. Gefordert ist auch die Bereitschaft des 
einzelnen zur beruflichen Mobilität. Der Vielfalt igkeit der Begabungen entspricht ein 
differenziertes, eigenständiges und durchlässiges System der beruflichen Bildung, 
das das "duale System'" ebenso umfaßt wie die verschiedenen beruflichen Vollzeit­
schulen. Dem Ausbau der beruflichen Weiterbildung kommt künftig eine besondere 
Bedeutung zu. Die Ausbildung in einem Lehrberuf verdient die gleiche gesellschaft­
liche Anerkennung wie in der gymnasialen Oberstufe und an der Universität. 

Reform des Familienlastenausgleichs 

48. Die Familie ist die wichtigste Gemeinsch,aft in unserer Gese llschaft; gerade 
jüngste Erfahrungen zeigen, daß sie auch heute für alle , insbesondere junge Men­
schen, als Lebens- und Erziehungsgemeinschaft der erste und wicht igste Ort indivi­
dueller Geborgenheit ist. Die Familie hat eine unverzichtbare Bedeutung durch ihre 
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verantwortliche Mitwirkung bei wichtigen gesellschaftlichen Aufgaben, wie z.B. der 
Erziehung, de r Gesundheitsvorsorge und den sozialen Diensten. Diese Funktionen 
der Familie sind unentbehrl ich flir eine menschlichere Gesellschaft in einer moder­
nen Industriegesellschaft. Ein Äbbau der materie llen und sozialen Benachteiligungen 
der Familien mit Kindern kann auch e in Be itrag sein , die ungünstige demographische 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland zu beeinflussen und so auch einen 
Beitrag leisten, die negati ven Konsequenzen rur das System der sozialen Sicherung 
abzumilde rn. 

Damit die Familie ihre Aufgaben erftlllen kann , brauchen wir eine grundlegende 
Reform und Verbesserung des gesamten Familienlastenausgleichs. Sie muß die Lei­
stungen und Lasten von Familien mit kle ine n Kindern, heranwachsende r Juge nd 
und pflegebedürftigen alten Menschen auch wirtschaftlich anerkennen. Dabei muß 
vor allem die Lage e inkommensschwacher Familien mit Kindern verbessert werden. 
Die Familienpolitik hat die Aufgabe, die Familie durch geeignete gesellschaftspoli­
tische Rahmenbedingungen ideeller und materieller Art in ihrer unverzichtbaren 
Aufgabe rur die Gesellschaft, für die nachwachsende Generat ion und in ihrem Dienst 
am Menschen zu unte rstützen. In diesem Rahmen müssen vor allem die bere its 
mehrfach beschlossene Einflihrung eines Erziehungsgeldes sowie die Anrechnung 
von Erziehungszeiten im Rentenrecht verwirklicht werden. 

Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen 

49. Zur WeiterentwiCklung der Sozialen Marktwirtschaft gehör t auch eine stärkere 
Tei lhabe der Arbeitnehmer am Produktivkapital , wodurch die Arbeitnehmer zu Part­
nern und Teilhabern werden. Dies fUhrt zu einer breiten Ve rmögensbetei ligung, er­
leichtert eine wachstums- und beschäftigungsorientierte LOhnpOlitik , verbessert die 
KapitalausstaHung und trägt zur Stärkung de r Investitionsfahigkeit unserer Wirt­
schaft bei. Sie verbessert damit die Voraussetzungen rur die Schaffung neuer und die 
Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Tarif politik muß in Zukunft mehr sein als 
reine Nominallohnpolitik. Sie muß auch die Kapitalbeteiligung miteinbeziehen und 
zeitgerechte Einkommenspolitik mit zukunftsorie ntierter Beschäftigungspolitik ver­
binden. 

Neben den betrieblichen und außerbetrieblichen Beteiligungsformen, die bereits das 
Vermögensbeteiligungsgesetz nachhaltig erleichtert hat, muß künftig die außer be­
triebliche Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer an nicht-emissionsfahigen Unterneh­
men jeder Rechtsform über Kapitalanlagegesellschaften bzw. Kapita lbeteiligungsge­
sellschaften verstärkt gefordert werden. Insbesondere durch eine breite Risikostreu­
ung soll dem Sicherungsbedürfnis der Arbeitnehmer verstärkt Rechnung getragen 
werden~ zugleich soll die Eigenkapitalbasis gerade mittelständischer Unternehmen 
nachhaltig verbessert werden. Daneben sind BelegSChaftsaktien besonde rs fdrde­
rungswürdig. Eine stärkere Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen 
trägt somit zur Verbesserung der Kapitalstruktur unserer Wirtschaft bei. Sie erhöht 
die KapitalausstaUung, erle ichtert die Finanzierungsmöglichkeiten und stärkt die In­
vestitionskraft der Wirtschaft. 
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Internationale Verantwortung 

50. Die Europäische Gemeinschaft soll gestärkt werden. Vorrangig sind der Ausbau 
des Binnenmarktes und die Beseitigung von Handelshemmnissen in der Gemein­
schaft. Wir stre.ben in der Europäischen Gemeinschaft integrierte Wirtschafts-, 
Technik- und Industriestrukturen an, die auch auf den Gebieten des Umweltschutzes 
und der Technologie- und Forschungspolit ik eine grenzübergreifende Zusammenar­
beit ermöglichen. Erfindungen und wissenschaftliche Erkenntnisse sollen verstärkt 
ausgetauscht werden. Bestehende Hindernisse rur grenzüberschreitende Kooperation 
und freien Güteraustausch, wie zum Beispiel unterschiedliche Normen und Qualitäts­
standards, müssen beseitigt werden. Die Europäische Gemeinschaft darf kein Wirt­
schaftsraum werden, der mehr und mehr von Marktverzerrungen, Subventionswett­
läufen und einzelstaatlichem oder gemeinschaftl ichem lnterventionismus bestimmt 
ist. Nur in einer wirtschaftl ich leistungsfahigen Gemeinschaft kann auch ein sozialer 
Ausgleich stattfinden. 

51. Damit der fortschreitende weltwirtschaftliche Integrat ionsprozeß nicht behindert 
wird , ist die BeWältigung der gegenwärtigen Schuldenkrise, die die Industrie- und 
Entwicklungsländer gleichermaßen berührt , vorrangig. Neuer Protektionismus und 
Isolationismus würden die gegenwärtigen Probleme nur noch vergrößern. Jedes 
Land muß zu seiner Verantwortung stehen. Das verlangt Anpassungsanstrengungen 
von 'den Schuldnerländern, offene Märkte der Industrieländer rur die Erzeugnisse 
aus der Dritten Welt und beschleunigte Strukturanpassungen auf seiten der Indu­
str ieländer sowie stärkere gemeinsame Bemühungen um die Wiederbelebung der 
Weltkonjunktur und um die Senkung des internationalen Zinsniveaus. Die Banken 
dürfen ihre Kred ite nicht überstürzt zurückziehen; die internationalen Finanzie­
rungsinstitut ionen müssen mit ausreichenden Mitteln ausgestattet werden. 

v. Die Herausforderungen der Zukunft bestehen 

52. Die Regierung Helmut Kohl hat einen neuen Anfang gemacht und die Sanierung 
der Staatsfinanzen, eine dauerhafte Gesundung der Wirtschaft sowie die Konsolidie­
rung unserer Systeme der sozialen Sicherung eingeleitet. Die Bürger haben wieder 
Vertrauen gefaßl und durch ihre Arbeit und Opferbereitschaft entscheidend zum 
Aufschwung unserer Wirtschaft beigetragen. 

Im nächsten Jahrzehnt stehen unsere Wirtschaft und unsere Gesellschaft vor neuen 
Herausforderungen, die ihre Ursache im Wandel der wirtschaftl ichen, technischen 
und sozialen Gegebenheiten sowie in der zunehmenden internationalen Arbeitstei­
lung haben. Auf der Grundlage der Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft hat die 
CDU mit den ,.$tuttgarter Leitsätzen" die politischen Lösungen erarbeitet, mit denen 
wir diese Herausforderungen bestehen können. 

23 

Quelle: KAS/ACDP_07-001-9566



Hcr311sgeber: CDU-BundcsgcschHtsstellc· AbI. Öffentlichkeitsarbeit· Konr3d-Adenauer- I·laus · 5300 Bann I 
Druck: Rudolr Müller, Köln· 20/054·5778 

Quelle: KAS/ACDP_07-001-9566




